
Öffentlichkeit wandte, im Aufruf von 11. Juni 1945, 
forderte sie den „Umbau des Gerichtswesens gemäß 
den demokratischen Lebensformen des Volkes“4, und 
im Beschluß des I. Parteitages — des Vereinigungs­
parteitages — forderte die Sozialistische Einheits­
partei bei der Darlegung ihrer Grundsätze und 
Ziele:

„Sicherung der demokratischen Volksrechte. 
Freiheit der Meinungsäußerung in Wort, Bild und 
Schrift unter Wahrung der Sicherheit des 
demokratischen Staates gegenüber reaktionären 
Anschlägen. Gesinnungs- und Religionsfreiheit. 
Gleichheit aller Bürger vor dem Gesetz ohne 
Unterschied von Rasse und Geschlecht. Gleich­
berechtigung der Frau im öffentlichen Leben und 
im Beruf. Staatlichen Schutz der Person. Demo­
kratische Rechts- und Justizreform.“5

Die Reform des Justizapparates, seine völlige Um­
gestaltung ergab sich mit Notwendigkeit aus 
seinem reaktionären Wesen. 90 Prozent der Richter 
und Staatsanwälte waren Mitglieder der Nazipartei 
und deren Organisationen. Es galt aber nicht nur, 
das Personal der Justiz zu ändern, diejenigen zu 
entfernen, die die Justiz zu einem Instrument der 
faschistischen Diktatur erhoben hatten oder ihr den 
Weg bereiteten. Nein, es galt, ihren Inhalt, ihr 
Wespn zu ändern. „Daraus ergab sich“, wie der 
Partei Vorstand in seinem schriftlichen Bericht an 
den II. Parteitag der Sozialistischen Einheitspartei 
schrieb, „daß beim Zusammenbruch des Hitler­
regimes die demokratische Neugestaltung der Justiz 
vor sehr schweren Problemen stand. Wie sollte die 
Justiz wieder demokratische und rechtsstaatliche 
Formen annehmen? Woher sollten demokratische 
Richter kommen?
Die Partei fordert vor allem und namentlich für 
den Strafprozeß die feste Bindung des Richters an 
das Gesetz bei gleichzeitiger Einengung der ihm in 
der Nazizeit gewährten Machtstellung, hinreichende 
Verteidigungsmöglichkeit für den Angeklagten so­
wie Nachprüfbarkeit aller Urteile durch eine höhere 
Instanz. Das gesamte deutsche Gerichtswesen 
mußte eine Demokratisierung in dem Sinne er­
fahren, daß die Prinzipien der Gesetzmäßigkeit und 
der Gleichheit aller Bürger vor dem Gesetz ohne 
Unterschied von Rasse, Staatsangehörigkeit oder 
Religion uneingeschränkt durchgeführt wurden.
In personeller Hinsicht war die erste Forderung die 
der restlosen Entfernung aller nationalsozialisti­
schen Elemente aus der Justiz. Denn bei richtiger 
Analyse der Bedeutung der Justiz für den demo­
kratischen Aufbau ergab sich, daß eine Justiz in den 
Händen faschistischer Elemente ein gewaltiges 
Hemmnis darstellt. Über diese rein negative 
Forderung hinaus verlangte die Partei die Auf­
frischung des Justizapparates durch neue, volks­
nahe Kräfte sowie durch die Heranziehung von 
Laienrichtern in den verschiedenen Prozeßarten. 
Dabei wurden besondere Bildungsinstitute und 
Kurse zur Ausbildung neuer Richter sowie für die 
Schulung von Schöffen und Beisitzern gefordert.“6 
Die Heranbildung neuer Kader für die Justiz und
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deren Umgestaltung aus einem volksfeindlichen, 
reaktionären Instrument zu einem Organ des Fort­
schritts, zu einem Organ der Massen — das war der 
Sinn der ersten Maßnahmen. Zu diesem Zweck 
wurden in allen Ländern Volksrichterschulen ein­
gerichtet. „Die Bedeutung dieser Schulen für die 
demokratische Umgestaltung der Justiz kann gar 
nicht hoch genug eingeschätzt werden. Erstmalig in 
der deutschen Geschichte wird hier Männern und 
Frauen aus dem Volke die Möglichkeit gegeben, den 
Richterberuf zu erlernen und bis in die höchsten 
Justizstellen aufzusteigen. Die verhängnisvolle 
Kluft zwischen Justiz und Volk, die bisher in 
Deutschland bestand, kann nur auf diese Weise 
überwunden werden.“7

Die Volksrichterschulen waren für Jahre hinaus die 
Institutionen, die im wesentlichen die Kader für 
die Justiz ausbildeten und darum deren Geist mit­
bestimmten. Diese Schulen waren keine zeitlich 
bedingten Improvisationen, die in kurzer Zeit die 
so dringend benötigten Richter und Staatsanwälte 
heranbildeten, sondern eine wichtige und not­
wendige Etappe bei der Gestaltung einer Volks­
justiz, die auf neue Art arbeitet.
Die Hauptaufgabe der Justizorgane bestand in jener 
Periode darin, das neu entstandene Volkseigen­
tum, den beginnenden industriellen Aufstieg der 
Produktion vor Dieben, Plünderern und Sabo­
teuren zu schützen; in der Landwirtschaft die 
Bodenreform und das sich aus ihr entwickelnde 
neue Leben, die Mobilisierung der Kräfte für die 
Steigerung der Arbeitsproduktivität auch auf dem 
Lande zu schützen; die richtige Gestaltung des 
Warenumsatzes zu sichern durch einen unbeirr­
baren Kampf gegen Schieber und Spekulanten, 
gegen ungesetzliche Preiserhöhungen für Industrie­
waren und Lebensmittel.
Eine weitere neue Seite der Tätigkeit der Justiz 
wurde in jener Zeit geboren, wie sie für die Arbeit 
der Justiz eines sozialistischen Staates charakte­
ristisch ist. Sie sieht ihre Aufgabe nicht allein in 
der Bekämpfung der Verbrechen, sondern ebenso in 
der vorbeugenden Tätigkeit, in der Erziehung und 
Aufklärung der Bürger über das Wesen der sozia­
listischen Gesetzlichkeit mit Hilfe vielfältiger Me­
thoden der politischen Massenarbeit, in der Mit­
wirkung bei der Herausbildung des sozialistischen 
Rechtsbewußtseins und einer neuen gesellschaft­
lichen Moral und Bewußtheit. Diese Arbeit fand 
ihre hohe Würdigung im schriftlichen Bericht des 
Parteivorstands an den III. Parteitag. Es heißt hier: 
„Im Kampf gegen Schieber, Spekulanten und Sabo­
teure leistete auch die demokratische Justiz ihren 
Beitrag zur Sicherung der Verwirklichung der 
Wirtschaftspläne. Diesen Beitrag leistete die 
Justiz vornehmlich durch eine gesteigerte vorbeu­
gende Tätigkeit in den Betrieben und auf den 
Dörfern. Dadurch wurde nicht zuletzt ein beträcht­
liches Absinken der Ablieferungsdelikte und ein 
Rückgang bei Angriffen auf Volkseigentum er­
reicht. Weiter trugen dazu bei die in verstärktem 
Maße abgehaltenen Prozesse vor erweiterter Öffent­
lichkeit, oft in den Betrieben, am Tatort selbst. 
Durch strenge, aber gerechte Bestrafung der Sabo­
teure und Wirtschaftsverbrecher — in letzter Zeit 1

1 a. a. O., S. 235.


